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Gemeinsame Länderstellungnah-me

EK-Mitteilung "Ein Qualitätsrahmen für Dienstleistungen von allgemeinem Interesse in
Europau

Die' vor1iegende Mitteilung "Ein Qualitätsrahrnen rur Dienstleistungen von allgemeinem
Interesse in Europa", die am :20.12.2011 von der Europäischen Kommission (EK) 'Vorgestellt
wurde, stellt e'ine Folgemaßnahme zur "Binnenrnaridakte:ZwOlf Hebel zur Förderung von
WaChstum ,und Vertrauen", KOM (2011) 206 endgültig, dar. Alle bisherigen ,Maßnahrrteri der
Kommission in Bezug auf Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse
sollen in einem einzigen atialitätsrahr:rien~usail1rt1engefasst werden. Oie MitteilUng sieht
folgende drei sich ergänzende Aktionsfelder vor.

• VerJjesserung der Rec:htssicherheit und Ktiilrheit bei der Anwendung des EU­
Rechts auf Dienstieist\Jngenvon' allgemeinem .wirtsch~ichem Interesse und
gegebenenfalls ÜberprQfuhg der Vorschriften zur BerüCksichtJgungspezifiScher
Erfordernisse.

• Zugang 'zur GrundversQrgung: Die Kommission wird sich dafür einsetzen, dass alle ,
EU..;Sürger zugang zu grundlegenden DienstleistUngen in b~stimmten .$eldoren ••.
nflben (z.ß.. Bari!.<dienstleistungen, Postdienste, Verkehr'und·En~rgle).

• Förderung der Qualität, vor allem im Be~ich sozialer Dienstleistungen.

1) Allgemeine AnMerkungen,zur Mifu!llung

1.1. Qu'aHtätsrahmen - FreiWilligkeit

ein Qualitätsrahmen s.ollte ein freiwilliges Instrument s~in.r dem' ~chtJiCh l<eihene1 '
Bjndungswirkung ~uk(Jrr1ni.lEin solcher freiwillig,er Q'Ualltätsrahrnen besteht ,bereits 'im
Freiwilligen Europäischen ~L!alitätsrahm~hfür soziale Dienstleisfun'gen (SPCI201 0;10/8). '

MitteUungen der "KommiSsion ~ntfa1t~n komll1ls$lons.lritem jedenfalls eine SIndungsWitkung; ••..••
inwieweit und in welchem Ausmaß sie.auch für MitgUedstaenen verbindliCh sind; ist inder
Lehre umstritten. ' , . . ,
Da MitQliedstä$te.n 'sehr unterscbiedliche Systeme zur Erbrihgung; von DiensUeistungen 'loh
allgemeinem wirtschäftfiChem lriteee.sse haben, Wird die',ReCht$fQrmeilier Mitteill.!ng füj' d~n
Qegehständlldten' .Qu~litätSrahrrier:t'aüfG-rtJr'd' ''it;~t bih6l:1naen' Wirkungfürungeeig'net·
emdnet ..

1.2. Kaum Inhaltliche.9uaHtätsmerkmale

Der vorliegende QlJalitätsrahmel;) ßnthält ,~im Gegen.satz ~uhifteiwilligen· ·Qualltätsrahmen
rur soziale Dienstleistungen - kaum inhaltliche Qualitätsmerkmale, sondern verweist zumeist
nurabstr8kt aUf ReformvQrschl~ge im Beihllfen- und Vergaberecht in Sekundärtechtsakten,
von denen sieh yiele noCh jm Begu~chtt.Jngsprozessbefinden.

Eine solche Verweistechnik, die zum Resultat hat, dass die konkreten Inhalte weitgehend
offen bleiben, ist aus reChtsstaatlIcher Sicht als fragwOrdig einzustufen~



2) Bemerkungen zur Einleitung der Mitteilung

2.1. Flexibilität
Die Mitteilung nennt das Ziel, den Mitgliedstaaten ein ,flexibleres Vorgehenanhand einfacher
Vorschriften zu ermöglichen (S 3). Die Vorschläge der Richtlinie über öffentliche
Auftragsvergabe (KOM(2011) 896/2), über die Konzessionsvergabe (KOM(2011) 897 endg.)
sowie über die Reform des EU~Beihilfenrechts (Almunia-Paket) erfüllen dieses Ziel nicht,
sondern enthalten im Gegenteil strengere Regeln für die Mitgliedstaaten.

2.2. .Definitionshoheit
Die Mitteilung gibt an, alle bisherigen Maßnahmen der Kommission im Bereich der
Daseinsvorsorge lediglich ~sammenfas$9n zu wollen (82). Tatsächljch geht der Inhalt der
Mitteilung über eine bloße Zusammenfassung hinaus, da darin auch Definitionen enthalten
sind (8 3f). Beispielsweise werden DAWls als "wirtschaftliche Tätigkeiten, die dem
Allgemeinwohl dienen und ohne ,staatlichen Eingriff am Markt überhaupt nicht oder in Bezug
auf Qualität, Sicherheit, Bezahfbarkelt, Gleichbehandltmg oder universaler Zugang nur zu
anderen Standards durchgeführt würdenu definiert
Dies widerspricht allerdings der Definitionshoheit nationaler GebietSkörperschaften, wonach
die Definition und Bereitstellung von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem
Interesse den Mitgliedstaaten oder ihren Gebietskörperschaften obliegen (Definitionshoheit
im Sinne des Artikels 1 Absatz 3 der Dienstteistungsrichtlinie 2006/123/EG).

Subsidiarität:

Die in der vorliegenden Mitteilung durch die Kommission getroffenen Definitionanstellen
einen Eingriff in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten und damit eIne Verletzung des
8ubsidiaritätsprinzips dar.

3) Punkt 2 der Mitteilung: "Der institutionelle Rahmen: Änderungen durch den
Vertrag von Lissabon"

Die Mitteilung hält fest, dass der Vertrag von Lissabon, da.s Protokoll Nr. 26 zu 'Diensten von
allgemeinem Interesse \"Ind Artikel 36 der Grundrechtecharta den Stellenwert der
Dienstleistungen von allgemeinem Interesse in der EU hervorheben. Gleichzeitig bieten
diese Rechtsgrundlagen laut Kommission eine solide Basis für einen flexiblen und
pragmatischen Ansatz im Bereich der Leistungen der Daseinsvorsorge.

Oie Kommission hält eine EU-Rahmenverordnung auf der Grundlage des Artikels 14 AEUV
derzeit für nicht priorität'. Stattdessen will sie den sektoralen Ansatz weiterverfolgen und
geltende Rechlsvorschriften. die UniversaldienstJeistungen beinhalten, QberprOfen bzw.
gegebenenfalls überarbeiten.

Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit:

Der in der Mitteilung genannte .f1exible, pragmatische Ansatz"kann zumindest in den
Kommissionsvorschlägen zur Auftrags- und KOhZessionsvergabe sowie zum Beihilfenrecht
nicht erkannt werden. Die erwähnten Vorschläge sind im Gegensatz dazu eher geeignet,
emeut Barrieren für öffentliche Stellen zu errichten und widersprechen den durch den
Vertrag von lissabOn festgelegten Zielen.

Die von der Kommission angesprochenen sektoralen Überprüfungen bzw. eventuelle
Initiativen sollten im Hinblick auf mögliche Uberalisierungen im Auge behalten werden.



4) Punkt 3 der Mitteilung; "Ein Qualitätsrahl11enfür Dienstleistungen vpn
allgemeinem Interesse in Europa"

4.1.: Ad Aktionsfeld 1 der Mitteilung: "Mehr Klarheit und Rechtssicherheit"

Wie einleitend ausgeführt, will die Europäische Kommission mit der vorliegenden Mitteilung
die Rechtssicherheit und Klarheit im Bereich der Dienstleistungen von allgemeinem
wirtschaftlichem Interesse verbessem. ZUr Erreichung dieses Ziels hat sie Ende Dezember
2011 Refonnvorschläge im Beihilfenrecht und im öffentlichen Beschaffungswesen vorgelegt

Im So~ialbereich kündigt die Kommission für Ende 2013 einen Bericht übet die Anwendung
von EU~Vorschriften auf soziale Dienstleistungen an. Ein sektoraler EU-Rechtsakt ist im
Bereich sozialer Dienstleistung in naher Zukunft offenbar nicht geplant.

Subsidiarität:

In diesem Zusammenhang wird nochmals festgehalteli; dass es in die Zuständigkeit der
Mitgliedstaaten fällt, DAWIs zu definieren, in Auftrag zu geben und zu finanzieren. Dies sollte
bei der Vorlage neuer EU-Vorschriften im Bereich der Daseinsvorsorge seitens der EK
Beachtung finden.

Bezüglich der Überarbeitung der Beihilfevorschriften tOr Dienste von allgemeinem
wirtschaftlichem Interesse (Almunia-Paket) wird auf das in Kürze ergehende
Infonnationsschreiben des Amtes der'WienetLandesregierung verwiesen.

Hinsichtlich der Reform der Vorschriften über Konzessionen wird auf die beigelegte
einheitliche Stellungnahme der österreichischen Bundesländer vom 15. Februar 2012
verwies.en.

4.2.: Ad Aktionsfeld 2 der Mitteilung: ..Gewährleistung des Zugangs zur Grundversorgung"

Die Kommission setzt sich zum Ziel weilerhin sicherzustellen, dass alle Bürger mit den
grundlegenden Dienstleistungen versorgt werden. Als Sektoren nennt sie insbesondere die
Postdi$nste, die Basisbankdienste, Telekommunikation, Energie und den Verkehr.

Im Verkehrsbereich hat die EK die Absicht, bis 2012 einen Vorschlag zur Öffnung der Märkte
für die· Personenbeförderung im Inland vorzulegen. Darüber hinaus erwägt die EK im Jahr
2012 eine Änderung der EU·Verordnung über öffentliche Dienstleistungen im inländischen
Verkehr und zwar dahingehend. dass öffentliche Dienstleistungsaufträge' im Eisenbahnsektor
generell im Wettbewerbsverfahren vergeben werden müssen. Dies wOrde die obligatorische
Ausschreibung dieser VerkehrsdienstieisttJngen bedeuten.

Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit:

Die Pläne der EK hinsichtlich einer obligatorischen Ausschreibung betreffen den
Eisenbahnverkehrim engeren Sinn. Betroffen sind dieÖBB (Hauptbahnen inld.
Schnellbahnen) und die Privatbahnen (nach dem Privatbahngesetz finanzierte Bahnen).
Nicht berührt wird der Nahverkehr, wobei eine deutlichere Formulierung einer Ausnahme des
Nahverkehrs wünschenswert gewesen wäre.
Die geplante Ausschreibungsverpflichtung der EK im Eisenbahnverkehr stellt einen Eingriff in
die wirtschaftliche Wahlfreiheit nationaler Gebietskörperschaften dar und verstößt gegen die
Subsidiarität und Verhälb lisntäßigkeit. Die von der EK gepfanten Initiativen müssen daher
genau verfolgt werden, auch im Hinblick auf eine mögliche Ausdehnung der
Wettbewerbsöffnung im Nahverkehr.



4.3.: Ad Aktionsfeld 3 der Mitteilung: .,Förderung der Qualität am Beispiel der
SozialdienstJeistungen von allgemeinem Interesse"

Die Kommission kündigt an, die Qualität im Bereich sozialer Dienstleistungen verbessemzu
wollen. Dazu will sie die hier erreichten Ergebnisse als Vorbild für andere Dienstleistungen
von allgemeinem Interesse nutzen. In diesem Zusammenhang plant die Kommission für
2012, einen Vorschlag zur Schaffung eines Statuts für eine europäische Stiftung bei
Bereitstellung und Finanzierung sozialer Dienstleistungen zu unterbreiten.
Gemeinwohlorientiere Stiftungen sollen damit die Möglichkeit bekommen,sieh in anderen
Mitgliedstaaten niederzulassen, grenzübergreifend zu arbeiten und sich zu finanzieren.


